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Antrag 

der Fraktionen der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes 
betreffend die Abzahlungsgeschäfte 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz betreffend die Abzahlungsge- 
schäfte vom 16. Mai 1894 (Reichsgesetzbl. 
S. 450) wird wie folgt ergänzt: 

Nach § 8 wird folgender § 8 a eingefügt: 

A 8 a 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft 
kann nach Anhörung der Bank deutscher 
Länder durch Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die 
Höhe von Mindestanzahlungen und Raten- 
laufzeiten festsetzen. 


Bonn, den 19. Juni 1956 


(2) Diese Ermächtigung gilt auch für Kre- 
dite, die von Teilzahlungskreditinstituten ge- 
geben werden." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Ollenhauer und Fraktion 
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